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„Nichts ist so praktisch wie eine gute Theorie“ 1 

– Geschichte und Arbeitsweise von Kooperationsstellen 

von Klaus Kock 

Seit nunmehr fast 50 Jahren engagieren sich Kooperationsstellen für eine Zusammenarbeit von Wissenschaft-

ler*innen mit Gewerkschaften und weiteren Akteur*innen aus der Arbeitswelt. Sie initiieren, organisieren 

und moderieren die Kooperation, um praktisches und wissenschaftliches Wissen zusammenzuführen. Nach 

einem kurzen Abriss der Geschichte von Kooperationsstellen wird anhand von drei Beispielen gezeigt, welche 

Formen diese Arbeit in verschiedenen Kontexten annehmen kann. Die Debatte um eine „Third Mission“ der 

Hochschulen bietet Chancen für Kooperationsstellen, ihre spezifischen Sichtweisen und Erfahrungen ver-

stärkt einzubringen. 

 

1. Einleitung: Das leidige Problem 

mit Theorie und Praxis 

Dass eine wissenschaftliche Erkenntnis nicht ohne 

Weiteres in praktische Handlungen einfließen 

kann, ist eine allgemein bekannte Tatsache. Es ist 

geradezu die Aufgabe der Wissenschaft, von den 

konkreten Gegebenheiten des Alltags zu abstra-

hieren. Sie soll in der unübersichtlichen Vielfalt 

von Einzelheiten allgemeine Gesetzmäßigkeiten 

erkennen. Wissenschaftliches Wissen ist dem All-

tagswissen nicht überlegen, aber es ist von ande-

rer Art, es ist abstraktes, in allgemeinen Begriffen 

formuliertes Wissen. Seine Erzeugung ist auf be-

sondere Weise organisiert, Forschungs- und Theo-

riearbeit finden in der Regel in eigens dafür ge-

schaffenen Institutionen statt, abgetrennt vom 

praktischen Leben der Alltagswelt. Idealtypisch ar-

beiten Wissenschaftler*innen losgelöst von un-

mittelbaren Handlungszwängen, unter sich, mit ih-

ren eigenen Methoden, mit einer eigenen Fachspra-

che an Problemen, die sie glauben lösen zu können. 

 

Zur Umsetzung wissenschaftlicher Erkenntnisse in 

praktische Problemlösungen muss das theoreti-

sche Wissen wieder angereichert werden durch 

konkretes Erfahrungswissen, das im Forschungs-

prozess selbst nicht erzeugt werden kann, sondern 

aus der Praxis der Akteur*innen im Anwendungs-

kontext hervorgeht. Es findet eine Wechselwir-

kung statt, die mit dem Begriff „Transfer“ – im 

Sinne einer Weitergabe von Wissen – nicht hinrei-

chend erfasst wird. Es sind zusätzliche Anstren-
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gungen nötig, um theoretische Erkenntnisse prak-

tisch zu realisieren.2 In der modernen Gesellschaft, 

die wesentlich auf wissenschaftliche Erkenntnisse 

angewiesen ist, finden sich deshalb Vermittlungs-

einrichtungen in vielfältiger Form als Beratungs- 

und Weiterbildungsinstitutionen, als Transferstel-

len und Lernfabriken, als Startup-Center und Inku-

batoren, als Projektbeiräte und Expertengremien 

– und eben auch: als Kooperationsstellen. 

Was Kooperationsstellen von vielen anderen Insti-

tutionen zur Vermittlung zwischen Wissenschaft 

und Praxis unterscheidet, ist ihr Interessenbezug. 

In Anerkennung der Tatsache, dass der gesell-

schaftliche Anwendungskontext wissenschaftli-

cher Erkenntnisse gekennzeichnet ist von unter-

schiedlichen Interessen und entsprechenden Aus-

einandersetzungen, haben Kooperationsstellen 

sich die Aufgabe gestellt, die Beteiligung von Ar-

beitnehmer*innen und ihren Interessenvertretun-

gen an Prozessen der Erkenntnisgewinnung und  

-umsetzung zu fördern. Kooperationsstellen initi-

ieren, organisieren und moderieren die Zusam-

menarbeit zwischen Personen und Einrichtungen 

aus Wissenschaft und Arbeitswelt. In einem insti-

tutionalisierten, kooperativen Prozess soll es mög-

lich werden, Probleme aus der Arbeitswelt zu be-

arbeiten, deren Lösung mehr erfordert als Einkauf 

und Konsum wissenschaftlicher Dienstleistungen. 

Die Leistung von Kooperationsstellen besteht da-

rin, Akteur*innen aus Wissenschaft und Arbeits-

welt zur Mitarbeit zu gewinnen, um praktisches 

und wissenschaftliches Wissen zusammenzufüh-

ren.3 

Im Folgenden soll zunächst anhand eines Rück-

blicks auf die Geschichte der Kooperationsstellen 

gezeigt werden, wie diese wissenschaftspolitische 

Grundintention im Laufe der Jahrzehnte umge-

setzt wurde. In einem zweiten Abschnitt wird an-

hand von drei Beispielen gezeigt, wie Kooperati-

onsstellen vor Ort an Problemlösungen arbeiten. 

Im Schlussabschnitt werden einige Überlegungen 

darüber angestellt, welchen Stellenwert Koopera-

tionsstellen im Zusammenhang einer „Third Mission“ 

der Hochschulen zukünftig einnehmen könnten. 

2. Zur Geschichte der Kooperations-

stellen in Deutschland 

Die Kooperationsstellen können heute auf eine 

fast fünfzigjährige Geschichte zurückblicken. In ge-

wisser Weise sind sie Kinder der „68er“, d.h. der 

Studierenden- und Bürgerrechtsbewegungen, die 

neue Forderungen stellten nach mehr Praxisrele-

vanz von Wissenschaft und einer stärkeren Teil-

habe bislang benachteiligter gesellschaftlicher 

Gruppen an allgemeiner und wissenschaftlicher 

Bildung. Gewerkschaften und Wissenschaft knüpf-

ten neue Kontakte und bauten alte Berührungs-

ängste ab. 

Erste Vereinbarungen zwischen Hochschulen 

und Gewerkschaften in den 1970er Jahren 

Die 1971 gegründete Universität Bremen hatte 

sich zum Ziel gesetzt, die Barrieren des Hochschul-

zugangs für Kinder von Arbeiter*innen zu beseiti-

gen und die Wissenschaft stärker an Problemen 

der abhängig Beschäftigten auszurichten. Zu die-

sem speziellen „Bremer Modell“ einer Reform-

hochschule gehörte ein Kooperationsvertrag zwi-

schen Universität und Arbeiterkammer. In diesem 

Vertrag verpflichtete sich die Universität Bremen, 

„durch die ihr gegebenen Möglichkeiten … der 

Forschung und Lehre die Arbeiterkammer Bremen 

bei der Erfüllung ihrer Aufgaben … zu unterstüt-

zen.“ Im Gegenzug machte die Arbeiterkammer 

die Zusage, ihre praktischen Erfahrungen „an die 

Universität Bremen heranzutragen und die von 

der Universität erarbeiteten … Ergebnisse von For-

schung und Lehre … der Arbeitnehmerschaft zu 

vermitteln.“4 In konservativen Kreisen löste dies 

wütende Proteste aus. Es war von „Marxisten-Uni-

versität“ und „roter Kaderschmiede“ die Rede. Aus 

Protest verließ die FDP die Koalition mit der SPD in 

der Bürgerschaft. Bei der Bevölkerung machte das 

wenig Eindruck, die SPD gewann die Wahl mit ab-

soluter Mehrheit.5 

In der Folge forschte man zusammen in verschie-

denen Projekten an Fragestellungen zur Humani-

sierung der Arbeit. Es wurden Seminare und ein 

sog. Arbeiterstudium als Weiterbildungsmaßnahme 



3 
 

 
für Arbeitnehmer*innen konzipiert. Im Medienbe-

reich entstanden einige Filme zu Problemen der 

Arbeitswelt. 1977 konnte die Kooperation im Bre-

mischen Hochschulgesetz verankert werden. Zur 

Durchführung des Kooperationsvertrags richteten 

die beteiligten Partner*innen die „Zentralstelle für 

die Durchführung des Kooperationsvertrages zwi-

schen der Universität Bremen und der Arbeiter-

kammer Bremen“ und die zentrale wissenschaftli-

che Einrichtung „Arbeit und Betrieb“ ein.6 Heute 

sind die Aktivitäten zusammengefasst im Institut 

Arbeit und Wirtschaft, das von der Universität und 

der Arbeitnehmerkammer gemeinsam betrieben 

wird. 

Spannend sind auch die Anfänge der Kooperation 

in Oldenburg. Hier hatte sich der DGB von Anfang 

an (1971) in die Gründung der Universität einge-

bracht. Auch hier zielten die gewerkschaftlichen 

Vorstellungen darauf ab, „die bestehenden Bil-

dungsprivilegien und kulturellen Benachteiligun-

gen breiter Schichten“ der Bevölkerung zu beseiti-

gen.7 Im September 1971 wurde ein „Gesprächs-

kreis Reformuniversität Oldenburg (GROL)“ ge-

gründet. Mitglieder waren Hochschullehrer*in-

nen, wissenschaftliche Assistent*innen, Studie-

rende und nichtwissenschaftliche Mitarbeiter*in-

nen der Universität sowie haupt- und ehrenamtli-

che Gewerkschaftsfunktionär*innen. Der Grün-

dungsausschuss der Universität nahm das zustim-

mend zur Kenntnis und erklärte: „Die Planung ei-

ner ‚Reformuniversität‘ kann nicht allein mit der 

Verbesserung des Hochschulstudiums begründet 

werden, sondern in erster Linie mit der Aufgabe 

einer reformorientierten Universität, einen Bei-

trag für gesellschaftliche Erneuerung zu leisten. ... 

Der Gründungsausschuss wird alles tun, um den 

Kontakt zu den Gewerkschaften auszubauen und 

zu intensivieren.“8 

1974 beschlossen die Universitätsgremien gegen 

das Votum des Wissenschaftsministeriums, der 

Universität den Namen „Carl von Ossietzky-Uni-

versität“ zu geben. Nach ihrer Grundordnung ar-

beitet die Universität mit gewerkschaftlichen und 

sonstigen Forschungs- und Bildungseinrichtungen 

zusammen und kann zu diesem Zweck Vereinba-

rungen abschließen. Die Vereinbarung mit dem 

DGB und der Bildungsvereinigung Arbeit und Le-

ben wurde zum Gegenstand heftiger politischer 

Auseinandersetzungen. Auch hier war wieder von 

„Kaderschmiede“ und „Bekenntnis-Universität“ 

die Rede. Konservative Kräfte verbreiteten das Ge-

rücht, in Oldenburg könnten nur Gewerkschafts-

mitglieder studieren.9 Es gab eine Anfrage der CDU 

im niedersächsischen Landtag und kurz darauf 

(1975) auch eine Kleine Anfrage der CDU-Fraktion 

im Bundestag zum Thema „Hochschulpolitik unter 

einseitigem Vorzeichen“. 

In der Antwort auf die Anfrage begrüßte das Bun-

desbildungsministerium unter Minister Helmut 

Rohde (SPD) ausdrücklich, dass die Universitäten 

sich gegenüber der Gesellschaft öffneten. Die 

Oldenburger Kooperationsvereinbarung sei „von 

der Überzeugung getragen, dass die Hochschulen 

sich den vielfältigen Problemen ihrer Umwelt öff-

nen und versuchen sollen, an ihrer Lösung mitzu-

wirken.“ Es sei lange Zeit vernachlässigt worden, 

Forschungsergebnisse, die Arbeitnehmer*innen 

berühren, auch an diese zu vermitteln. Es gebe ein 

Übergewicht der Zusammenarbeit von Hochschu-

len und Unternehmen, das auszugleichen sei. „Die 

überkommene Kluft zwischen den Hochschulen 

und breiten Schichten der Bevölkerung ist noch 

immer nicht in ausreichendem Maße geschlossen 

worden.“10 Ähnlich wie in Bremen wurden in der 

Folgezeit gemeinsame Forschungsprojekte durch-

geführt und Bildungsveranstaltungen organisiert. 

Auch die einphasige Lehrerausbildung wurde ge-

meinsam konzipiert. 

In Bochum reicht die Vorgeschichte des Koopera-

tionsvertrags bis 1968 zurück, als der Rektor Kurt 

Biedenkopf und der IG Metall-Vorsitzende Otto 

Brenner ihr Interesse an einer Zusammenarbeit 

zwischen der Ruhr-Universität und dem Bildungs-

zentrum der IG Metall im benachbarten Sprockhö-

vel bekundeten. 1972 wurde ein paritätisch be-

setzter Arbeitskreis gegründet, der die Einzelhei-

ten der geplanten Zusammenarbeit festlegen 

sollte. Erstes Resultat war, dass der pädagogische 

Leiter des Bildungszentrums Sprockhövel und ein 

Vorstandsmitglied der IG Metall Lehraufträge an 

der Ruhr-Universität erhielten.11 Nach einigen 

hochschulinternen Querelen konnte im Juli 1975 
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eine „Vereinbarung über die Zusammenarbeit“ 

zwischen Ruhr-Universität und IG Metall unter-

zeichnet werden. Darin heißt es: Die Vertrags-

partner „sind an einer verstärkten Hinwendung 

der Wissenschaft zu Problemen interessiert, die 

sich aus den Lebensverhältnissen der abhängig Be-

schäftigten und deren Arbeitsbedingungen im Be-

trieb sowie unmittelbar am Arbeitsplatz erge-

ben.“12 Relativ schnell erkannte man, dass die Ko-

operation eine rechtlich und personell abgesi-

cherte Infrastruktur braucht. Am 1.3.1979 wurde 

die „Gemeinsame Arbeitsstelle Ruhr-Universität / 

IG Metall“ eingerichtet.13 

Auch in Saarbrücken wurden bereits 1976 erste 

Kooperationsverträge der Saarländischen Arbeits-

kammer mit der Fachhochschule und der Pädago-

gischen Hochschule geschlossen,14 1994 erfolgte 

die Gründung der „Kooperationsstelle Wissenschaft 

und Arbeitswelt der Universität des Saarlandes“.15 

Die Gründungsgeschichte macht deutlich, welche 

Intention den Kooperationsstellen bis heute zu-

grunde liegt: Die Hochschulen sollen geöffnet wer-

den für breitere Schichten der Gesellschaft. Die 

Beteiligung gesellschaftlicher Gruppen an For-

schung und Lehre wird verstanden als Stärkung 

und Förderung der Wissenschaft, nicht als Bedro-

hung ihrer Autonomie. Wenn dabei Ungleichge-

wichte zugunsten der Arbeitgeberseite entstehen, 

muss im Interesse der Demokratie die Seite der Ar-

beitnehmer*innen durch institutionelle Vorkeh-

rungen gefördert werden. 

Die 1980er Jahre: Das Bielefelder Projekt 

Im Rahmen eines Forschungsprojektes mit dem Ti-

tel „Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbeit-

nehmer als Gegenstand der Hochschulforschung“ 

analysierten Forscher*innen an der Universität 

Bielefeld seit 1977 Chancen und Probleme einer 

Wissenschaft, die sich an Interessen von Arbeit-

nehmer*innen orientiert.16 

„Arbeitnehmerorientierte Wissenschaft“ wurde 

anhand von drei Kriterien definiert: 

 Interessenbezug: Wenn Interessen von Arbeit-

nehmer*innen an Forschung formuliert wer-

den, kann das einerseits helfen, deren Arbeits- 

und Lebensbedingungen zu verbessern. Ande-

rerseits erhält die Forschung Anstöße zu neuen 

und komplexeren Fragestellungen.17 

 Praxisbezug: „An die Stelle einer theoretischen 

Distanz zur Praxis tritt die Bereitschaft, an der 

Lösung praktischer Probleme mitzuwirken und 

dabei auch Verantwortung und Risiken zu tra-

gen.“18 

 Kooperation ist notwendig, um arbeitnehmer-

orientierte Forschung politisch durch die Ge-

werkschaften abzusichern, um die gewünschte 

Praxisrelevanz der Forschungsergebnisse zu er-

zielen, um den Transfer der Erkenntnisse in die 

Praxis zu organisieren und um die soziale Dis-

tanz zwischen Gewerkschaften und Wissen-

schaft abzubauen.19 

Die Auswertung bestehender Kooperationsansätze, 

so formulierten die Projektleiter Siegfried Katterle 

und Karl Krahn, habe gezeigt, „wie sehr die Koope-

ration von Vermittlungsinstanzen zwischen Hoch-

schulen und Gewerkschaften abhängig ist.“ Ar-

beitskreise reichten dazu nicht aus. „Deshalb wird 

vorgeschlagen, durch Kooperationsstellen die or-

ganisatorischen, personellen und finanziellen Vo-

raussetzungen für die Koordinierung von Koopera-

tionsbeziehungen und für ihre langfristige Stabili-

sierung zu schaffen.“20 

1982 startete die Projektgruppe einen Modellver-

such mit dem Titel „Regionale Öffnung der Hoch-

schulforschung für Arbeitnehmerprobleme durch 

Kooperationsstellen“. An den fünf Hochschulorten 

Hamburg, Oldenburg, Dortmund, Kassel und Tü-

bingen wurden Kooperationsstellen eingerichtet. 

Die Leitung des Projekts hatten Klaus Beck und 

Lothar Feldengut, zwei Kollegen aus der Abteilung 

Gesellschaftspolitik des DGB-Bundesvorstands. Das 

Personal in den Kooperationsstellen wurde finan-

ziert aus Mitteln des Bundesministeriums für Bil-

dung und Forschung und der Hans-Böckler-Stif-

tung.21 In Dortmund beispielsweise leitete der 

DGB-Kreisvorsitzende Helmut Neukirch das Pro-

jekt Kooperationsstelle. 

In einem Buch mit dem Titel „Regionale Zusam-

menarbeit von Hochschulen und Gewerkschaf-

ten“22 wurden die Erfahrungen aus dem Projekt 
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aufgearbeitet. Fazit: „Kooperationsstellen sind not-

wendig, weil Zusammenarbeit von Hochschule, 

Gewerkschaften und Arbeitnehmern in der Region 

... einer festen Organisationsform bedarf, die in 

der Lage ist, den Kooperationsbedarf zu ermitteln, 

Kooperationsprozesse dauerhaft zu begleiten so-

wie die Ergebnisse von Kooperationsprojekten 

umzusetzen.“23 

Als Erfolge der Kooperationsstellen wurden genannt: 

 Es war ihnen gelungen, bei Gewerkschaften, Be-

triebsräten und Arbeitnehmer*innen das nötige 

Vertrauen zu gewinnen und soziale Distanz zur 

Wissenschaft abzubauen. Dies erwies sich als 

entscheidende Voraussetzung dafür, For-

schungsbedarf aus der Arbeitswelt in die Hoch-

schulforschung zu übermitteln. 

 In verschiedenen Projekten konnten die Ko-

operationsstellen konkrete Zusammenarbeit 

initiieren und organisieren. In Dortmund bei-

spielsweise wurden Projekte zur Regional- und 

Strukturpolitik durchgeführt mit dem Ziel, Be-

schäftigung zu schaffen. Daraus entstand das 

Entwicklungszentrum (EWZ), das heute noch 

als Weiterbildungsträger besteht. Ein anderer 

Schwerpunkt waren Projekte zum Einsatz 

neuer Technologien in Dortmunder Metallbe-

trieben. Schließlich ging es um Qualifizierung 

als Teil einer beschäftigungswirksamen Struk-

turpolitik.24 

 Die gemeinsame Arbeit habe die Problem-

wahrnehmung der beteiligten Forscher*innen 

verändert und die Sichtweisen auf ihren For-

schungsgegenstand erweitert.25 

Perspektivisch schlug die Projektgruppe vor, den 

Diskurs ins Zentrum der Arbeit von Kooperations-

stellen zu rücken, die Diskussion von Gewerkschaf-

ter*innen und Betriebs- bzw. Personalräten mit 

den Wissenschaftler*innen der örtlichen Hoch-

schulen zu organisieren, um das gegenseitige Ver-

ständnis zu fördern und kooperative Projekte an-

zustoßen. 

Eine Kooperationsstelle – so eine weitere Empfeh-

lung des Projektberichts – sollte mindestens aus 

zwei wissenschaftlichen Mitarbeiter*innen und ei-

ner Bürokraft bestehen; ihre Arbeit sollte von ei-

nem Beirat aus Vertreter*innen der Hochschulen 

und der Gewerkschaften begleitet werden; Ko-

operationsstellen sollten im gewerkschaftlichen 

Bereich angesiedelt sein, um es ihnen zu erleich-

tern, den Kooperationsbedarf zu ermitteln und 

das Vertrauen der Arbeitnehmer*innen und ihrer 

Interessenvertretungen zu gewinnen; schließlich 

wurde eine überregionale Koordination der Ko-

operationsstellen beim DGB-Bundesvorstand 

empfohlen.26 Drei der im Modellversuch einge-

richteten Kooperationsstellen konnten 1986 in öf-

fentlich geförderte Einrichtungen überführt wer-

den (Dortmund, Hamburg, Oldenburg), sodass zu-

sammen mit Bochum und Bremen nun fünf Ko-

operationsstellen etabliert waren.  

Die Situation der Kooperationsstellen 

im Jahr 2020 

In den Folgejahren entstanden mit Unterstützung 

der Hans-Böckler-Stiftung weitere Kooperations-

stellen, seit 1990 insbesondere in den neuen Bun-

desländern.27 Mit der Zahl der Kooperationsstellen 

haben sich auch Konzepte, Arbeitsweisen und 

Themenstellungen vervielfacht. Je nach Lage vor 

Ort haben sich die Tätigkeiten der Kooperations-

stellen unterschiedlich entwickelt. Einige legen 

den Schwerpunkt auf öffentliche Diskussionen 

zwischen Wissenschaft und Arbeitswelt, andere 

initiieren und begleiten vorwiegend kooperative 

Forschungs- und Gestaltungsprojekte, wieder an-

dere kümmern sich stärker um Lehre und Weiter-

bildung. 

Auch die institutionelle Einbindung ist verschie-

den. Anders als im Projektbericht von 1986 emp-

fohlen, sind die meisten Kooperationsstellen nicht 

bei den Gewerkschaften, sondern an den Hoch-

schulen angesiedelt. Einige sind als selbständige 

Einrichtungen organisiert. Einige verfügen über öf-

fentliche Mittel, andere finanzieren sich über Pro-

jekte und Aufträge Dritter. Einige werden rein eh-

renamtlich geführt, andere verfügen über eine 

Planstelle, manche arbeiten mit befristeten Pro-

jektstellen. 
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Eine Besonderheit ist das Netzwerk der sechs – 

seit Ende der 1990er Jahre landesfinanzierten – 

Kooperationsstellen in Niedersachsen und Bre-

men. Durch die Verbindung miteinander können 

die Kompetenzen der regionalen Partner*innen 

aus Wissenschaft und Arbeitswelt besser genutzt 

werden. Vor Ort eröffnen sich Wege zu anderen 

Kooperationsstellen, Hochschulen und For-

schungseinrichtungen sowie Gewerkschaftsglie-

derungen und Arbeitnehmervertreter*innen in 

den Betrieben. In Zusammenarbeit werden über-

regionale Angebote ermöglicht, wodurch sich die 

Potenziale der einzelnen Einrichtungen erweitern. 

Die Kooperationsstellen erstellen gemeinsame 

Publikationen und arbeiten gemeinsam an Projek-

ten und Veranstaltungen. 

Auf Bundesebene sind die Kooperationsstellen in 

einer „Bundesarbeitsgemeinschaft der Kooperati-

onsstellen Wissenschaft und Arbeitswelt (BAG)“ 

zusammengeschlossen. Sie dient zum Erfahrungs-

austausch untereinander und zur Profilierung der 

Kooperationsstellen in der Öffentlichkeit. Sie wer-

den dabei unterstützt von der Hans-Böckler-Stif-

tung sowie dem DGB und seinen Mitgliedsgewerk-

schaften. Die von der Kooperationsstelle in Leipzig 

betreute gemeinsame Website www.kooperati-

onsstellen.de gibt einen Überblick über Schwer-

punkte der Arbeit und aktuelle Projekte. Ein News-

letter hält die Abonnent*innen auf dem Laufen-

den. 2003 wurde ein Buch mit dem Titel „Koope-

ration Wissenschaft – Arbeitswelt“ veröffentlicht, 

wo im Wesentlichen das breite Spektrum der Ko-

operationsarbeit dokumentiert wird.28 

2007 hat der Autor eine Untersuchung durchge-

führt zur Arbeit der Kooperationsstellen „Zwi-

schen Lehrstühlen und Werkbänken“.29 Im Ergeb-

nis konnte festgestellt werden: Kooperationsstel-

len verstehen sich als Agenturen, die auf der loka-

len Ebene Potenziale aufspüren, Akteure mobili-

sieren und Prozesse initiieren. Wissenschaft wird 

auf Praxiskontexte bezogen und die Praxis der Ar-

beitswelt findet leichter Anschluss an wissen-

schaftliches Wissen. Je nach den Gegebenheiten 

vor Ort definieren Kooperationsstellen in Abstim-

mung mit verschiedenen lokalen Einrichtungen 

ihre Arbeitsfelder und Schwerpunktsetzungen. 

Dabei kommt es sehr stark auf die Fähigkeiten der 

einzelnen Mitarbeiter*innen an, sich in die örtli-

chen Gegebenheiten einzufinden, in die jeweiligen 

Milieus „einzutauchen“ und sich eine anerkannte 

Stellung zu erarbeiten. Kooperationsstellen leben 

vom Engagement ihrer Mitarbeiter*innen. Cha-

rakteristisch für Kooperationsstellen sind diskur-

sive Arbeitsformen, angefangen von Diskussions-

veranstaltungen und Tagungen über Workshops 

und Zukunftswerkstätten bis hin zu kooperativ an-

gelegten Forschungsprojekten und Seminaren. Im-

mer geht es darum, verschiedene Akteur*innen 

aus Wissenschaft und Arbeitswelt zusammenzu-

bringen und eine aktive Auseinandersetzung zu 

fördern. Durch ihre initiierenden, organisierenden 

und moderierenden Tätigkeiten ermöglichen Ko-

operationsstellen einen Diskurs zweier „Welten“, 

die im Alltag nur selten direkt miteinander kom-

munizieren. Darauf aufbauend wird eine projekt-

förmige Zusammenarbeit angeregt und organi-

siert, die sich im Idealfall zu dauerhaften Netzwer-

ken fortentwickelt. 

Mit Unterstützung aus den Gewerkschaften und 

der Hans-Böckler-Stiftung haben engagierte Per-

sonen aus Wissenschaft und Arbeitswelt vielerorts 

weitere Kooperationsstellen initiiert und gegrün-

det. Mangels öffentlicher Finanzierung basieren 

sie weitgehend auf Drittmitteln oder werden eh-

renamtlich geführt. Die Gewerkschaften halten 

dagegen am Grundgedanken aus den 1970er Jah-

ren fest, dass Einrichtung und Betreiben von Ko-

operationsstellen eine öffentliche Aufgabe sei. Im 

hochschulpolitischen Programm des DGB heißt es 

dazu: „Vor dem Hintergrund der positiven Erfah-

rungen mit den Kooperationsstellen zwischen 

Wissenschaft, Gewerkschaften und Arbeitswelt 

schlagen der DGB und seine Mitgliedsgewerk-

schaften vor, diese flächendeckend und mit einer 

staatlichen Grundfinanzierung an den Hochschu-

len zu verankern.“30 Diese Forderung wurde vom 

Bundesvorstand des DGB im Oktober 2018 noch 

einmal bekräftigt. Aus Sicht der Gewerkschaften 

sind Kooperationsstellen ein Instrument zur Stär-

kung der gesellschaftlichen Verantwortung von 

Wissenschaft. Ihre Aufgabe ist es, einseitiger Ein-

flussnahme ökonomisch und politisch potenter 
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Gruppen entgegenzuwirken, indem sie Vorausset-

zungen schaffen zur Beteiligung breiterer Bevölke-

rungsschichten an der Wissensgesellschaft. Die 

Gestaltung von Kooperationsbeziehungen im be-

schriebenen Sinn ist eine Daueraufgabe. Die Erfah-

rung zeigt, dass Kooperationsstellen ihr Potenzial 

nur entfalten können, wenn sie über eine solide 

Grundfinanzierung verfügen. 

Aktuell haben einige Kooperationsstellen mit er-

heblichen Schwierigkeiten zu kämpfen. Wo die Ar-

beit ausschließlich aus befristeten Projektmitteln 

finanziert wird, steht bei Ablauf eines jeden Pro-

jekts die Existenz der gesamten Institution auf 

dem Spiel. Auch Kooperationsstellen mit öffentli-

cher Förderung sind in den letzten Jahren vor al-

lem von Hochschulseite massiv infrage gestellt 

worden. Damals wie heute ist Kooperationsarbeit, 

wie sie von den Kooperationsstellen praktiziert 

wird, politisch umstritten und noch längst nicht etab-

lierter Bestandteil der Wissenschaftslandschaft. 

 

3. Kooperation konkret 

Ich möchte anhand von drei Beispielen aus den Ko-

operationsstellen Osnabrück und Hamburg sowie 

aus meiner eigenen Praxis in der Sozialforschungs-

stelle der TU Dortmund zeigen, wie eine Vermitt-

lung zwischen Wissenschaft und Arbeitswelt aus-

sehen kann. 

Beispiel 1: Soziale Gerechtigkeit 

„Von der Idee einer gerechten Gesellschaft zum 

konkreten Handeln vor Ort“ lautet der Untertitel 

einer Broschüre der Kooperationsstelle Hochschu-

len und Gewerkschaften in Osnabrück über die Ar-

beit der örtlichen Sozialkonferenz, eines offenen 

Netzwerks verschiedener Personen und Organisa-

tionen der Zivilgesellschaft, das sich zum Ziel ge-

setzt hat, die Sozialpolitik der Stadt Osnabrück 

durch eine möglichst breite Öffentlichkeit kritisch 

zu begleiten.31 Das Verhältnis von Theorie und Pra-

xis wird hier direkt angesprochen. Die Idee der Ge-

rechtigkeit ist: Jede*r soll bekommen, was ihm o-

der ihr zusteht. Aber was folgt daraus für die prak-

tische Politik? Nach welchen Kriterien wird ent-

schieden, was wem zustehen soll? Wie in der Wis-

senschaft üblich, gibt es dazu verschiedene Theo-

rien. Sie liefern Argumente, aus denen unter-

schiedliche, sogar konträre Konsequenzen für die 

Praxis gezogen werden können. 

Im klassisch sozialstaatlichen Verständnis ist Ge-

rechtigkeit Verteilungsgerechtigkeit. Politische 

Maßnahmen zielen auf eine Angleichung der Le-

bensverhältnisse, damit die Ungleichheit nicht zu 

groß wird. Als ursächlich für Ungerechtigkeiten 

werden gesellschaftliche Strukturen angesehen, 

insbesondere der Marktmechanismus. Wer seine 

Arbeitskraft verkaufen muss, wird abhängig von 

den Launen des Marktes. Dem soll der Sozialstaat 

durch schützende und zuteilende Maßnahmen 

entgegenwirken. Heute ist stattdessen oft von 

Teilhabegerechtigkeit die Rede. Gerechte Teilhabe 

sei dann gewährleistet, wenn alle die gleiche Mög-

lichkeit haben, am Wettbewerb teilzunehmen. 

Der Markt wird als gerechtes Verfahren zur Zutei-

lung von Einkommen angesehen. Ungleichheit 

entstehe durch unterschiedliche Leistungen. Der 

Staat habe die Aufgabe, die Individuen zu befähi-

gen und zu aktivieren, damit sie am Wirtschaftsle-

ben teilnehmen. 

Die politischen Konsequenzen der beiden Kon-

zepte sind geradezu gegensätzlich: Während es 

der Verteilungsgerechtigkeit darum geht, die 

Spielregeln des Systems zu verändern, zielt Teilha-

begerechtigkeit darauf ab, jeder Person die Teil-

nahme am Spiel zu ermöglichen.32 

 Verteilungsgerechtigkeit heißt: Niemand soll 

gezwungen sein, durch die Straßen zu ziehen 

und Flaschen zu sammeln. Um das zu verhin-

dern, wird Bedürftigen Sozialhilfe bzw. Grund-

sicherung gezahlt. 

 Teilhabegerechtigkeit heißt: Flaschensammeln 

ist eine Geschäftsidee, dadurch können Be-

dürftige am Marktgeschehen teilnehmen. Der 

Staat fördert diese Eigeninitiative. Dann könnte 

an Sozialhilfe gespart werden. 

Theorien der Teilhabegerechtigkeit dienen spätes-

tens seit den sog. Hartz-Reformen als wissenschaft-
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liche Legitimation der Sozial- und Arbeitsmarktpo-

litik. Die Osnabrücker Sozialkonferenz will die kon-

kreten Folgen des vorherrschenden Gerechtig-

keitsverständnisses und der darauf fußenden Poli-

tik aufzeigen. Dass mehrere tausend Osnabrücker 

Kinder in Armut leben, kann nicht hingenommen 

werden. Es stimmt etwas nicht an den Zuständen 

in unserer Gesellschaft. Wenn das als gerecht be-

zeichnet wird, taugt auch die theoretische Begrün-

dung nichts. 

In der Broschüre zum zehnjährigen Bestehen der 

Sozialkonferenz heißt es: „Die einzelnen wissen-

schaftlichen Disziplinen ... können Definitionsan-

gebote vorschlagen oder unterschiedliche Theo-

rien (z.B. über Gerechtigkeit) entwickeln, die sie 

zur Diskussion stellen. Was aber letztlich mehr-

heitlich unter Armut, Reichtum oder Gerechtigkeit 

verstanden wird, wie der gesellschaftliche Wohl-

stand verteilt werden sollte und welche politi-

schen Entscheidungen dafür notwendig wären, 

muss in einem gesellschaftlichen Diskurs ermittelt 

werden. Sprich: Es muss Gegenstand einer öffent-

lichen Debatte sein.“33 

Die Sozialkonferenz ist ein Ort für die Gerechtig-

keitsdebatte, hier kann sich die Wechselwirkung 

von wissenschaftlichem und praktischem Wissen 

entfalten. In der genannten Broschüre ist die Rede 

von einer „doppelten Perspektive“: Wissenschaft 

kann durch ihren analytischen Blick verschiedene 

Armutsdefinitionen und Ursachen von Armut zur 

Diskussion stellen, aus denen sich die unterschied-

lichen Politikkonzepte jeweils herleiten lassen. Der 

Sozialkonferenz geht es darum, diese wissen-

schaftliche Perspektive mit der praktischen Per-

spektive von sozial benachteiligten Menschen zu 

konfrontieren. Erst aus dem Diskurs ergeben sich 

Handlungsmöglichkeiten vor Ort, die einerseits 

folgerichtig sind und andererseits praxisadäquat 

wirken. In der Jubiläumsschrift wird kein Zweifel 

daran gelassen, dass letztlich das Konzept der so-

zialstaatlichen Verteilungsgerechtigkeit erneuert 

werden soll. Die Kooperationsstelle trägt wesent-

lich dazu bei, dieses Netzwerk zu knüpfen und am 

Leben zu halten. Sie unterstützt und organisiert 

die Kommunikation zwischen den Akteuren, sorgt 

dafür, dass die Ressourcen aller Teilnehmenden 

bestmöglich zum Einsatz kommen, moderiert den 

gemeinsamen Lernprozess und führt ihn zu einem 

Ergebnis. 

Das Spektrum der Themen, mit denen sich die So-

zialkonferenz seit ihrer Gründung im Jahr 2002 be-

fasst hat, reicht von Hartz IV und Niedriglohn über 

Kinder- und Altersarmut bis hin zu Fragen von Ge-

sundheit und Wohnraum in Osnabrück. Bewusst 

werden konträre Positionen gegenübergestellt 

und diskutiert, z.B. von Jobcenter und Arbeitslo-

sen-Selbsthilfe. Immer werden konkrete Forde-

rungen und Handlungsmöglichkeiten herausgear-

beitet. Das ist auch wissenschaftlich interessant. 

Denn es macht keinen Sinn, Gerechtigkeit losge-

löst von Handlungen zu diskutieren. Gerecht oder 

ungerecht kann nur etwas sein, das durch Hand-

lungen zu beeinflussen ist, ein Naturereignis 

würde man nicht als gerecht oder ungerecht be-

zeichnen. Im eigenen Interesse tut die wissen-

schaftliche Forschung gut daran, Impulse aus dem 

Dialog mit der Praxis aufzugreifen. Hier wird wis-

senschaftliches Wissen mit praktischem Wissen 

zusammengeführt, immer im Hinblick auf mögli-

che Problemlösungen. Davon profitieren beide 

Seiten. Zu wissen, wie man das macht, wie der Di-

alog geführt werden kann – das ist die Kernkom-

petenz der Kooperationsstelle. 

Beispiel 2: Gefahrstoffersatz 

Noch immer werden sowohl in der Industrie wie 

auch in Dienstleistungsunternehmen Stoffe ver-

wendet, die Gefahren mit sich bringen für Umwelt 

und Kundschaft, insbesondere aber für die Be-

schäftigten, die tagtäglich damit umgehen müs-

sen. Die Kolleg*innen der Kooperationsstelle 

Hamburg haben über Jahre Möglichkeiten erarbei-

tet, wie Gefahrstoffe in Unternehmen durch si-

chere Alternativen zu ersetzen wären.34 Ein Laie 

stellt sich diesen Prozess eher simpel vor: Um Ge-

fahren für Umwelt, Kundschaft und Beschäftigte 

zu reduzieren, soll ein Stoff durch einen anderen 

ersetzt werden. Die Wissenschaft gibt Auskunft 

über Eigenschaften und Gefahren verschiedener 

Chemikalien. Der Betrieb sucht nach einem unge-

fährlichen Stoff und setzt ihn anstelle des gefährli-

chen ein. 
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Der reale Prozess des Gefahrstoffersatzes gestal-

tet sich jedoch sehr viel komplizierter. Das zeigen 

die Erfahrungen der Kolleg*innen aus Hamburg. 

Ich nenne einige Fallbeispiele: 

 Ein Unternehmen sucht ein Lösungsmittel, das 

in der Lage sein soll, eine Trennschicht auf In-

dustrieschildern abzulösen, ohne den Lack an-

zugreifen. Verschiedene Lösungsmittel kom-

men infrage. Aber welches Mittel in welcher 

Dosierung die Trennschicht entfernt und den 

Lack verschont, ist nicht bekannt. Dazu sind 

zusätzliche Tests nötig, die im Unternehmen 

durchgeführt werden. 

 Ein anderes Unternehmen will PVC auf der Un-

terseite von Teppichfliesen ersetzen. Ein Alter-

nativstoff wäre vorhanden. Es stellt sich jedoch 

heraus, dass er nur verwendet werden kann, 

wenn das Produktdesign verändert wird. 

 In einer Krankenhauswäscherei fordert die Ge-

werkschaft, einen gesundheitsschädlichen Stoff 

zu ersetzen und schlägt eine wissenschaftlich 

fundierte Alternative vor. Dem Management 

ist das zu teuer. Man droht damit, die ganze 

Wäscherei an eine Fremdfirma auszulagern. 

 Eine Baustofffirma will einen einspritzbaren 

Mörtel einsetzen, der weniger Schadstoffe 

enthält. Es stellt sich heraus, dass er bei nied-

rigen Temperaturen nicht härtet. Man sucht 

daher nach einer Möglichkeit, ihn zu erwär-

men, sodass der Bau auch bei kaltem Wetter 

fortgeführt werden kann. 

Das Wissen aus Physik und Chemie über die Eigen-

schaften verschiedener Stoffe reicht offenbar 

nicht aus. Der Prozess der Realisierung wissen-

schaftlicher Erkenntnisse hat seine eigenen Tü-

cken. In der Praxis sind sehr viel mehr Bedingun-

gen zu beachten als im Labor, wo die Stoffe entwi-

ckelt werden. Im Laborversuch wird abstrahiert 

von praktischen Kontexten wie 

 Lack darf nicht beschädigt werden, 

 Produktdesign passt nicht, 

 Stoff ist zu teuer, 

 Stoff darf nicht zu kalt werden. 

Solche Bedingungen sind aber zu beachten, wenn 

der Stoff in der Alltagswelt verwendet werden soll. 

Wissenschaft ist für die Praxis insofern nützlich, 

dass sie Alternativen aufzeigt. Sie analysiert und 

beschreibt die Eigenschaften der Stoffe und bringt 

die Akteur*innen in den Betrieben damit auf die 

Idee, den einen durch den anderen zu ersetzen. 

Wissenschaft zeigt, dass etwas möglich ist. Sie sagt 

nicht, wie genau es möglich ist. Wissenschaft lie-

fert noch nicht das „know-how“, um etwas zu ver-

ändern. Es geht also darum, wissenschaftliches 

Wissen mit praktischem Wissen zusammenzubrin-

gen, um Probleme mit gefährlichen Stoffen zu lö-

sen. Das ist kein einfacher Transfer von Erkennt-

nissen aus dem Labor in die reale Welt, es geht 

nicht um die bloße Anwendung von Wissen auf 

praktische Abläufe. Es geht um die Realisierung 

und Vergegenständlichung theoretischer Erkennt-

nisse. Dazu ist eine Beurteilung der jeweiligen 

komplexen Situation notwendig. Diese Beurtei-

lung lässt sich weder aus der Theorie ableiten, 

noch aus der Erfahrung gewinnen. Sie ergibt sich 

erst aus der Wechselwirkung von theoretischem 

und praktischem Wissen. 

Es kommt darauf an, diese Wechselwirkung zu or-

ganisieren. Die Kooperationsstelle Hamburg hat 

dazu eine Datenbank mit hunderten an Fallbei-

spielen aufgebaut, teils aus eigener Erfahrung, 

teils aus Erfahrungen anderer.35 Man kann nachse-

hen, wie andere Betriebe den Ersatz durchgeführt 

haben, welche Probleme sie dabei mit welchen 

Mitteln gelöst haben. Und es wird auch immer 

eine Person angegeben, die Auskunft erteilen 

kann. Wer die Datenbank nutzt, soll möglichst 

auch seine Erfahrungen dort abspeichern, um wie-

der anderen weiterzuhelfen. Das Wissen wächst 

damit stetig an. Darüber hinaus bieten die Projekt-

partner*innen auch Trainingseinheiten an für Un-

ternehmen, die Alternativen finden und einführen 

wollen. 

Beispiel 3: Gutes Betriebsklima 

Als drittes Beispiel möchte ich ein kooperativ an-

gelegtes Projekt aus unserer eigenen Arbeit in der 

Sozialforschungsstelle der TU Dortmund vorstel-

len. Hier hat der Forschungsbereich „Kooperation 

Wissenschaft Arbeitswelt“ ein Projekt „Betriebs-

klima und gute Arbeit“ initiiert, zusammen mit wei-

teren Wissenschaftler*innen durchgeführt und in 
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Anwendungskontexte übertragen. In Gesprächen 

mit Betriebs- und Personalräten war uns immer wie-

der deutlich geworden, wie belastend ein schlechtes 

Betriebsklima für die Beschäftigten wirken kann. 

Veranstaltungen und Seminare mit Referent*in-

nen aus der Wissenschaft zeigten, dass vorhan-

dene wissenschaftliche Erkenntnisse nicht aus-

reichten, um den betrieblichen Akteur*innen Mög-

lichkeiten zur Verbesserung zu zeigen. Unser For-

schungsprojekt sollte hierzu weitere Aufschlüsse 

geben. 

Dazu musste das Thema zunächst einmal in eine 

sozialwissenschaftliche Fragestellung überführt 

werden. Der Begriff „Betriebsklima“ wird in den 

Betrieben als Metapher verwendet für das Mitei-

nander bei der Arbeit, für die Qualität der sozialen 

Beziehungen im Betrieb. Belegschaften beurteilen 

ihre Zusammenarbeit danach, ob es gerecht und 

solidarisch zugeht. Betriebsklima wird zum Thema, 

wenn die eingespielten Routinen der Zusammen-

arbeit nicht mehr reibungslos funktionieren. Es 

war also zu untersuchen, wie diese Routinen aus-

sehen, warum sie Unzufriedenheit auslösten und 

wie sie verändert werden könnten. 

Relativ schnell konnten über die bestehenden 

Kontakte des Forschungsbereichs zu den Gewerk-

schaften einige Betriebe und Verwaltungen gefun-

den werden, die bereit waren, sich an einer Unter-

suchung zu beteiligen. Wir fanden eine große Be-

teiligungs- und Auskunftsbereitschaft vor. Zu-

gleich wurden aber auch spezielle praktische Inte-

ressen an uns herangetragen. Wir haben versucht, 

die recht hohen Erwartungen an unser Projekt zu 

begrenzen, indem wir betont haben, dass kein Re-

zeptwissen geliefert wird, sondern eher eine Prob-

lembeschreibung und Hilfestellung zur Selbstrefle-

xion. „Wir zeigen die Stellschrauben, daran drehen 

müssen Sie selbst.“ Wir haben uns mit den be-

trieblichen Akteur*innen darüber verständigt, was 

genau untersucht werden sollte. Was aus wissen-

schaftlicher Sicht untersuchenswert erscheint, 

muss nicht auch für Beschäftigte und Vorgesetzte 

interessant sein und umgekehrt. Es gab Aushand-

lungen zur Fragestellung. Hier kamen uns die Er-

fahrungen zugute, die wir in anderen Zusammen-

hängen in der Kooperation mit Gewerkschaften 

und Betriebs-/Personalräten gesammelt hatten. 

Auch während der Untersuchungen haben wir im-

mer wieder einzelne Erkenntnisse mit dem Be-

triebs-/Personalrat und der Geschäftsführung 

durchgesprochen. Der Belegschaft haben wir un-

ser Projekt zu Beginn auf einer Betriebsversamm-

lung erläutert. Zum Schluss haben wir unsere Er-

gebnisse wiederum auf einer Betriebsversamm-

lung präsentiert und zur Diskussion gestellt.  

Im Wesentlichen haben wir mit qualitativen, dis-

kursiven Methoden, d.h. mit offenen Interviews 

und Gruppendiskussionen gearbeitet. Das muss-

ten wir erläutern, denn erwartet hatten die meis-

ten einen Fragebogen. Das Verständnis für unsere 

Methoden war zugleich Voraussetzung dafür, dass 

die Befragten offen mit uns redeten. Spannend 

waren vor allem die Gruppendiskussionen, weil 

hier die Beteiligten selbst in einen Prozess der Dis-

kussion und Meinungsbildung gerieten. Meistens 

ging es dabei recht lebhaft zu. Die Teilnehmenden 

sahen hier eine Gelegenheit, sich intensiver mit ih-

rer Arbeit auseinanderzusetzen. So haben die 

Gruppendiskussionen nicht nur uns Informationen 

geliefert, sie haben auch den Befragten dazu ge-

dient, betriebliche Probleme zu besprechen. Die 

Form der Gruppendiskussion demonstrierte zu-

gleich, wie Dialogprozesse im Betrieb aussehen 

könnten. 

Bei dieser Art von Forschung wird das Projektteam 

mitverantwortlich für die Gestaltung der Praxis. 

Auch wenn wir uns bemüht haben, neutrale Be-

obachter*innen zu bleiben, haben wir doch allein 

durch unsere Fragen Nachdenken und Diskussio-

nen provoziert. Jedes Interview kann Reflexionen 

bei der oder dem Befragten auslösen, über die sich 

die Forscher*innen vorher nicht im Klaren waren. 

Nicht nur einmal haben wir erlebt, dass die Befrag-

ten begannen, über eine bestimmte Problematik 

nachzudenken und vielleicht auch danach zu han-

deln. (Zum Beispiel löste die Frage: „Haben Sie den 

Vorgesetzten mal darauf angesprochen?“ eine 

Antwort aus: „Nein. Aber das sollte ich vielleicht 

mal tun.“) Unsere Verantwortung lag zunächst da-

rin, methodisch korrekt zu arbeiten. Darüber hin-

aus waren wir immer bemüht, die Folgen unserer 

Aussagen und Handlungen im Untersuchungsfeld 
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zu bedenken. Wir durften uns nicht einspannen las-

sen für betriebspolitische Auseinandersetzungen. 

Für jeden Betrieb haben wir einen gesonderten, 

etwa zehnseitigen Ergebnisbericht erstellt, der die 

nach unserer Auffassung wesentlichen Aspekte 

des speziellen Betriebsklimas darstellt. Im Sinne 

partizipativer Forschung ging es uns darum, das 

vorhandene, zum Teil implizite Wissen in Frage zu 

stellen und Prozesse der Selbstreflexion anzusto-

ßen. Wir haben deutlich gemacht, dass es wesent-

lich darauf ankommt, die Routinen, das scheinbar 

Selbstverständliche zu hinterfragen, offen darüber 

zu sprechen, sich mit der Qualität der jeweiligen 

Arbeitsbeziehungen auseinanderzusetzten. Un-

sere wissenschaftlichen Erkenntnisse haben wir in 

einem Buch veröffentlicht. 36 Der Text ist so abge-

fasst, dass er auch für Interessierte aus der be-

trieblichen Praxis lesbar ist. Im Anschluss haben 

wir eine Weiterbildungskonzeption zum Thema 

Betriebsklima erarbeitet und erprobt, die in der 

gewerkschaftlichen Bildungsarbeit eingesetzt wer-

den kann.37 

Wissen und Problemlösung durch 

Zusammenarbeit 

Die Beispiele zeigen Wechselwirkungen von wis-

senschaftlichem und praktischem Wissen. Sie rea-

lisieren sich in der Praxis von Kooperationsprozes-

sen.38 In allen drei Beispielen wird jeweils ein ge-

meinsames Ziel verfolgt: 

 gerechte soziale Verhältnisse herzustellen, 

 Gefahrstoffe zu ersetzen, 

 das Betriebsklima zu verbessern. 

Die Praxis profitiert von der Theorie, weil Wissen-

schaft Selbstverständliches infrage stellt, Ursa-

chen und Zusammenhänge aufdeckt und Alterna-

tiven zeigt. Die Theorie profitiert von praktischen 

Erfahrungen, weil sie inhaltlich bereichernd wirken: 

 Politikwissenschaftliche Debatten darüber, ob 

Gerechtigkeit sich eher an Gleichheit oder e-

her an Freiheit orientieren soll, erhalten eine 

empirische Fundierung, indem die Konse-

quenzen für Sozialpolitik erkennbar werden. 

 Durch die Aufnahme von Erfahrungswissen 

derjenigen, die mit chemischen Stoffen arbei-

ten, erlangt die chemische Forschung neue Er-

kenntnisse über Wirkungen bestimmter Stoffe 

in verschiedenen Anwendungskontexten. 

 Die allgemeine soziologische Erkenntnis, dass 

soziale Beziehungen im Betrieb nach bestimm-

ten Mustern und Routinen verlaufen, wird an-

gereichert durch die Aufnahme von Erfahrungs-

wissen darüber, wie sie zustande kommen, 

welche Interessen dabei eine Rolle spielen und 

wer wie mit welchen Mitteln beteiligt ist. 

Die praktische Anwendbarkeit wissenschaftlicher 

Erkenntnisse ist für Praxisakteur*innen eine Vo-

raussetzung ihrer Nutzung für konkrete Verände-

rungen. Für die Wissenschaft ist sie ein Prüfstein 

des theoretischen Werts ihrer Erkenntnisse. „Eine 

Wissenschaft, deren Ergebnisse angewendet wer-

den können, beweist dadurch, dass sie in der Lage 

ist, eine Vielzahl von Problemen zu erfassen, dass 

ihre Methode wirklich exakt ist – dass sie Gültig-

keit besitzt.“39 

 

4. Ausblick: Kooperationsarbeit als 

Teil des „Dritten Auftrags“ der 

Hochschulen 

Im November 2017 hat die Hochschulrektoren-

konferenz einen bemerkenswerten Beschluss ge-

fasst mit dem Titel „Transfer und Kooperation als 

Aufgaben der Hochschulen“. Neben Forschung 

und Lehre wird hier der sog. Dritte Auftrag („Third 

Mission“) der Hochschulen hervorgehoben: Wei-

terbildung, Wissenstransfer und gesellschaftliches 

Engagement in der Region. „Hochschulen sind Teil 

der Gesellschaft und ihr verpflichtet. Sie pflegen 

seit Langem den Austausch mit Akteur*innen au-

ßerhalb der akademischen Institutionen. Es gilt, 

diesen Austausch vor dem Hintergrund gesell-

schaftlicher Veränderungen weiter voranzutrei-

ben.“40 Bewusst wird hier der Begriff des Transfers 

um den der Kooperation ergänzt, denn es gehe 

nicht nur um Weitergabe von Wissen, sondern um 
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Austausch und Interaktion mit außerakademi-

schen Einrichtungen.41 Eine empirische Erhebung 

des Instituts für Hochschulforschung der Universi-

tät Halle kommt zu dem Ergebnis, dass an vielen 

deutschen Hochschulen ein beachtliches Spekt-

rum von Aktivitäten entstanden sei, die sich mit lo-

kalen und regionalen Problemstellungen ausei-

nandersetzen, auch wenn sich dies oft eher unsys-

tematisch entwickelt habe.42 Gibt es in diesem Zu-

sammenhang neue Chancen für Kooperationsstel-

len mit ihrer spezifischen Ausrichtung auf zivilge-

sellschaftliche Akteur*innen in Betrieb und Ge-

werkschaft? 

Dagegen spricht zum einen, dass Professor*innen 

– so gibt der zitierte Forschungsbericht zu beden-

ken – im etablierten Hochschulsystem kaum An-

reize finden, an Third Mission-Aktivitäten mitzu-

wirken.43 Ein Artikel in der Deutschen Universitäts-

zeitung äußert die Vermutung, dass der Dritte Auf-

trag vor allem für diejenigen interessant sein 

könnte, die im Wettstreit um Exzellenzcluster und 

Elitehochschulen ins Hintertreffen geraten sind. 

„Die Third Mission als dritte Liga, als Spielfeld, auf 

dem sich all jene austoben können, die es nicht ge-

schafft haben, sich in den Missionen Nummer eins 

und zwei einen Namen zu machen? Das klingt 

nicht nett, ist aber die Konsequenz des Reputati-

onssystems, das die Wissenschaft prägt und das 

auf die Forschung ausgerichtet ist.“44 Wo keine Re-

putation erlangt werden kann, wird es wenig En-

gagement geben, die entsprechenden Aktivitäten 

voranzutreiben, geschweige denn Geld dafür aus-

zugeben. 

Zum anderen beziehen sich die Überlegungen so-

wohl der HRK wie auch des Wissenschaftsrates45 

zur Kooperation in der Regel auf „die Wirtschaft“ 

allgemein, wenn auch in lokalen und regionalen 

Zusammenhängen. Unberücksichtigt bleibt, dass 

es sich bei Unternehmen und Betrieben um Orte 

sozialer Beziehungen zwischen unterschiedlichen 

Interessengruppen handelt, verbunden mit einem 

Machtungleichgewicht zwischen Arbeitgeber*in-

nen und abhängig Beschäftigten. Die Erfahrungen 

der Kooperationsstellen zeigen, dass damit auch 

unterschiedliche Chancen im Zugang zu Wissen-

schaft einhergehen. Wer alle wirtschaftlichen Ak-

teur*innen, also auch Beschäftigte und ihre Inte-

ressenvertretungen, an Forschung und Entwick-

lung beteiligen will, muss dafür sorgen, dass die 

Zugangschancen verbessert werden. Insofern hat 

Kooperationsarbeit immer einen politischen Cha-

rakter als Engagement für mehr Gerechtigkeit. 

Trotz dieser Widersprüchlichkeiten bietet die De-

batte um den dritten Auftrag der Hochschulen 

Chancen für die Kooperationsstellen, ihre spezifi-

schen Sichtweisen und Erfahrungen einzubringen. 

Zumindest liefern die offiziellen Dokumente, die ja 

auf vorangegangenen Diskussionen in entspre-

chenden Gremien beruhen, einige gute Argu-

mente für die Institutionalisierung und Fortent-

wicklung von Kooperationsstellen. So argumen-

tiert der Wissenschaftsrat in einem Positionspa-

pier, für eine anwendungs- und innovationsorien-

tierte Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Ak-

teur*innen bedürfe es „besonderer Übersetzungs-

anstrengungen und spezifischer Formate der Zu-

sammenarbeit, um gesellschaftliche Probleme als 

Forschungsfragen bearbeiten und um wissen-

schaftliches Wissen für Neuerungen in der Gesell-

schaft nutzen zu können. Eine gemeinsame Spra-

che und gegenseitiges Vertrauen kann sich über 

Erfahrung und durch gemeinsames Arbeiten im 

Zeitablauf entwickeln.“46 In einem weiteren Positi-

onspapier stellt der Wissenschaftsrat fest, im Ver-

gleich zu anderen Ländern fehle es in Deutschland 

noch an professionellen Unterstützungsstrukturen 

für Austausch und Kooperation.47 Den Hochschu-

len wird empfohlen, systematisch verschiedene 

Formen von Begegnungsräumen zu erproben und 

zu schaffen, kooperative Forschungsprozesse zu 

initiieren sowie strategische Partnerschaften mit 

außerakademischen Einrichtungen aufzubauen, 

und dies nicht nur mit großen Wirtschaftsunter-

nehmen, sondern auch mit anderen gesellschaftli-

chen Akteur*innen wie zum Beispiel Stiftungen o-

der Nichtregierungsorganisationen.48 

Das Problem in Bezug auf die Anwendung von Wis-

senschaft, stellte der amerikanische Philosoph 

John Dewey schon 1929 fest, „ist ein praktisches, 

kein theoretisches Problem. Das heißt, es betrifft 

die ökonomische und rechtliche Organisation der 
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Gesellschaft, in deren Folge die Erkenntnis, welche 

die Tätigkeit lenkt, weitgehend das Monopol der 

Wenigen ist und von ihnen zugunsten ihres Privat- 

und Klasseninteresses und nicht zum allgemeinen 

und gemeinsamen Nutzen verwendet wird. Das 

Problem betrifft die mögliche Transformation der 

sozialen Bedingungen im Hinblick auf ihre ökono-

mische und finanzielle Basis. ... Das praktische und 

soziale Problem besteht darin, eine gerechtere 
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